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Haushaltsrede 2018 PWG/FDP
(es gilt das gesprochene Wort)

Herr Landrat, meine Damen und Herren,
im Vorfeld sind mir zum Haushalt 2018 Begriffe wie langweilig oder unspektakulär begegnet, ebenso wie ich bei den überwiegend sehr sachlichen Vorberatungen manchmal das Gefühl hatte, dass Kritik und kontroverse Stellungnahmen bei manchen auch bei bester Ausgangslage zum politischen Selbstverständnis gehören. Für die PWG/FDP-Fraktion ist es durchaus spektakulär, wenn das Haushaltsvolumen um 11 Mio gesteigert wurde, hohe Investitionen ohne schmerzhafte Verschiebungen getätigt werden und der Schwerpunkt bei Bildungseinrichtungen liegt – also Investitionen für unsere Kinder und in unsere Zukunft.
Spektakulär ist dies dann umso mehr, wenn wie bereits im vorigen Jahr festgelegt, die Kreisumlage gesenkt werden kann und absolute Schuldenfreiheit besteht und keine Zins- und Tilgungsleistungen zu erbringen sind. Die Tatsache der Schuldenfreiheit ist ein Gütesiegel für eine öffentlich-rechtliche Gebietskörperschaft und kann nicht oft genug positive Erwähnung finden. Der Landkreis Donau-Ries hat für diese Tatsache überregional Beachtung und Anerkennung gefunden und ist trotz gelegentlicher negativer Anmerkungen ein Vorbild für andere Gebietskörperschaften. Es ist nach unserem Verständnis vorbildlich, in Zeiten bester wirtschaftlicher Lage, Schulden zu tilgen und der Versuchung zu widerstehen, noch größere Ausgaben zu tätigen. Wer jetzt bei prosperierender Wirtschaft ohne Notwendigkeit weiter in die Verschuldung geht, macht deutlich, dass er sich für die Verschuldung nicht mehr verantwortlich fühlt und diese als Ballast der nächsten Generation aufbürdet, ebenso wie die öffentliche Hand eine mehr als schlechte Vorbildfunktion für unsere Gesellschaft darstellt, in der das Leben über die eigenen Verhältnisse mit entsprechenden Folgen der Überschuldung von Privaten mehr und mehr um sich greift. Zudem führt die Verschuldung zu einer Gefährdung unseres Finanzsystems und über die notwendige Zinspolitik zum Abschmelzen kleinerer und mittlerer Sparvermögen und insbesonders der Alterssicherung unserer Bevölkerung und ist somit ein sozialer Sprengsatz. Gerade die immer mehr um sich greifende Altersarmut muss uns alle sehr nachdenklich stimmen und wird unsere Sozialsysteme künftig noch mehr belasten. Ein Blick in den Haushalt bei den sozialen Leistungen zeigt schon heute, dass trotz allgemeinem wirtschaftlichen Wohlstands auch in einer Vielzahl von Fällen Bedürftigkeiten bestehen, ebenso wie im Bereich Jugendhilfe überdurchschnittliche Steigerungen der Kosten für ambulante und stationäre Maßnahmen zu erwarten stehen. Gerade die Maßnahmen der Jugendhilfe zeigen uns deutlich auf, dass der Handlungsbedarf im therapeutischen und auch im präventiven Bereich bei sowohl den amtlichen Stellen als auch den z.B. übrigen kirchlichen und sozialen Einrichtungen wie kath. Jugendfürsorge, Diakonie und Caritas ständig steigen, die wir auch zu Recht mit Haushaltsmitteln unterstützen. Einige größere Positionen des Jugendhilfehaushalts sollten heute Erwähnung finden, schon allein um nach außen deutlich zu machen, dass Kreishaushalt weit mehr bedeutet als Schulen, Straßen und Kreisumlage. Allein für die Eingliederung  seelisch behinderter Kinder und Jugendlicher (körperlich und oder geistig Behinderte sind in der Unterstützungszuständigkeit des Bezirks) wurde der Haushaltsansatz 2017 um 690.000 € überschritten und somit heuer entsprechend angepasst. Für den Laien ist es kaum vorstellbar, dass für die Behandlung junger Leute, die z.B. ein Teilhaberisiko mit Gesundheitsgefährdung haben, für heilpäd. Behandlung und Schulbegleitung solche immensen Summen aufgebracht werden müssen. Auch die Unterbringungskosten im Rahmen der Eingliederungshilfe für junge Volljährige sind im heurigen Haushaltsansatz mit 1,15 Mio bemerkenswert.
Die Tatsache, dass die Unterbringung von Müttern mit Kindern 2017 120.000 € Mehraufwendungen erfordert, zeigen ebenso die Probleme unserer Gesellschaft; gerade hier muss auch Erwähnung finden, dass manche Kosten bei den stationären Mutter-Kind-Maßnahmen noch weiter auflaufen, weil der erforderliche günstige Wohnraum nicht verfügbar ist. Insgesamt zeigen die immensen Kosten der stationären Maßnahmen (1,8 Mio ohne MjA Ausländer) wie z.B. Heimunterbringen oder auch die Vollzeitpflegekosten mit ca. 1 Mio deutlich, dass sämtlicher Ausbau von frühen, niederschwelligen und ambulanten Leistungen mehr als angebracht ist, um durch frühzeitige Intervention spätere, kostenintensivere Maßnahmen hoffentlich zu vermeiden. 
Gerade die Jugendsozialarbeit an Schulen ist heute unverzichtbar und zu intensivieren, um Problemfälle frühzeitig zu erkennen und helfend einzugreifen; unter diesem Aspekt ist auch der Ausbau der ambulanten Hilfen im Bereich Erziehungbeistandschaft und soz.päd. Familienhilfe wichtig. Auch die Hilfe im Bedarfsfall bei Familien mit Kleinkindern (Ansatz 93.000 € neben zusätzlicher Bundesmitteln), des sog. koordinierenden Kinderschutz schützt Kleinkinder vor massiven Kindeswohlgefährdungen und Verwahrlosung. Die aufgeführten Beispiele verdeutlichen wie ich glaube eindrucksvoll, dass alle Ausgabepositionen der Jugendhilfehaushalts zum Schutz und Hilfe unserer Kinder und Jugendlichen mehr als gerechtfertigt und dringend notwendig sind, sie zeigen aber auch die Vielfalt der Aufgaben, die der Kreishaushalt zu erfüllen hat mit einem Gesamtansatz von fast 7,9 Mio für die Jugendhilfe und 10.25 Mio für die gesamten sozialen Leistungen.
Die vorgenannten Beispiele und die insgesamt vielfältigen Leistungen des Kreises sollten auch bei der häufigen Kritik an der Kreisumlage mehr ins Kalkül gezogen werden. Die Kreisumlage liegt auch heuer wieder im schwäbischen Durchschnitt, die vorweg beschlossene Senkung hat die Diskussion angenehm versachlicht, der eingeschlagene Weg der stetigen, bereits avisierten Kreisumlagesenkung hat sich bewährt und sollte fortgesetzt werden. Neben den sozialen Leistungen ist auch die Leistungsbilanz insbesonders bei Investitionen mehr als zufriedenstellend, im Schulbereich tätigt der Landkreis seit vielen Jahren hohe Investitionen, um den baulichen Notwendigkeiten und den gesellschaftlichen Veränderungen Rechnung zu tragen, auch wenn es naturgemäß wie in Oettingen und Donauwörth weiter erheblichen Renovierungsbedarf gibt. Trotz mancher ärgerlicher Kostensteigerung am THG und der Berufsschule Nördlingen werden hier hervorragende, zeitgemäße Lernbedingungen geschaffen und auch im Rainer Schulzentrum wird eine herausragende Bildungseinrichtung geschaffen. Die Kritik der SPD am Investitionsprogramm kann sich die PWG/FDP nicht zu eigen machen, sind doch die Zeitpunkte der Maßnahmen an den verschiedenen Schulen mit den Schulleitern eng abgestimmt und zudem ist das Investitionsprogramm auch auf das Leistbare speziell im Hochbau eingerichtet. Maximalforderungen würden neben finanziellen Belastungen auch zu personell-fachlicher Überlastung führen und Fehleranfälligkeit produzieren. Wir werden unserer Verpflichtung gerecht, unseren Bildungsauftrag zu erfüllen, wobei hier auch stichwortartig auf Erwachsenenbildung und Sprachförderung hinzuweisen ist. Die PWG/FDP hofft zudem sehr, dass auch der bayrische Staat seiner Verpflichtung aus – durchaus wechselhaften Schulpolitik – gerecht wird und die Mehrkosten für die Rückkehr zum G 9 nach dem Verursacherprinzip trägt.
Ich glaube feststellen zu können, dass der vorgelegte Kreishaushalt Anlass zur Zufriedenheit geben sollte; man muss sich als politisch Verantwortlicher auch die Frage stellen lassen, ob ständige Unzufriedenheit und Mehrforderungen nicht ein schlechtes Vorbild für unsere Bevölkerung ist, die sich auch trotz Wohlstands und Friedens in immer größere Unzufriedenheit ergibt. 
Auch wenn heute finanzieller Spielraum besteht, sollte uns ein Blick in die Nachbarschaft mahnen; Der Landkreis Dillingen ringt extrem um die Senkung seiner hohen Schulden ( 58 Mio ) und würde sicher mit dem Landkreis Donau-Ries tauschen. In guten Zeiten können nicht nur Ausgaben kreiert werden, auch solide Finanzierung auf die Zukunft hin gesehen ist ein Muss; der Landkreis muss für anstehende, große Aufgaben und eventuell schlechtere wirtschaftliche Zeiten gewappnet sein. Schon heute stellt sich bei den extrem hohen Personalkosten mit einer Steigerung von 1,6 Mio € die Frage, ob wenn beispielsweise staatliche Förderungen auslaufen, wir uns noch alle wünschenswerten Einrichtungen wie z.B. den Bereich der Entwicklungshilfekoordination noch leisten können. Jedenfalls muss der Staat endlich seiner Verpflichtung nachkommen, die staatlichen Stellen im Landratsamt adäquat zu besetzen und nicht eigene staatliche Aufgaben auf Kosten der Landkreise zu erfüllen. Das derzeitige Leistungsspektrum des Landkreises zeigt sich auch in der Fülle der freiwilligen Leistungen, die der Landkreis erbringt und die auch auf sehr gute Lebensbedingungen hinweisen.
Der Landkreis sollte in Anbetracht der großen Herausforderungen, vor denen die Gesellschaft steht, sich seine finanzielle Unabhängigkeit und Leistungsfähigkeit erhalten, um auch bei Veränderungen noch Spielräume und Reaktionsmöglichkeiten zu haben. Ich möchte hier als Zukunftsproblem nur schlagwortartig die Digitalisierung nennen, die unsere Welt verändert – auch auf dem flachen Land. In bereits überschaubaren Zeiträumen wird sich der Individualverkehr grundlegend verändern mit großen Auswirkungen auf den ÖPNV, der bereits heute erhebliche Mittel verschlingt; örtlich muss zeitnah eine endgültige Entscheidung über die Revitalisierung von Schienenverkehren getroffen werden. Das Energieproblem gilt es zu verbessern und tiefe Einschnitte in Gewohntes – auch z.B. in der Landwirtschaft – zu Gunsten einer gesünderen Umwelt sind unvermeidlich. Die Zuwanderung mit all ihrer eher größer werdenden Problemen wird uns nachhaltig beschäftigen; wir brauchen Zuzug – auch im Landkreis – um den gravierenden Fachkräftemangel zu beheben und wir brauchen Sicherheit und Integration, so schwierig dies auch ist. Auch die Pflegesituation auf Grund der immer älter werdenden Gesellschaft wird noch eine große Herausforderung – ebenso wie der gravierende Mangel an bezahlbarem Wohnraum – auch wenn dafür keine originäre Zuständigkeit beim Landkreis besteht. Die Marke Donau-Ries ist sicher ein lokales Erfolgsmodell, das man fortsetzen muss, ebenso wie der Geopark mit internationaler Klassifizierung;  auch die Bädersituation wird uns noch weiter beschäftigen.
Bei allen Problemen, die anstehen, gilt es deutlich zu machen, dass wir im Landkreis Donau-Ries allen Grund zur Zufriedenheit haben und das Erreichte erhalten müssen.

Die PWG/FDP-Fraktion stimmt dem Haushalt zu; wir bedanken uns bei Ihnen Herr Landrat für Einsatz und Impulsgebung und für das Bemühung den Landkreis zu stärken und voranzubringen, bei der Verwaltung, heute namentlich bei Hr. Hlouschek für das kooperative Miteinander, sowie bei Städten und Gemeinden und allen Bürgern des Landkreises, die diesen vorbildlichen Haushalt ermöglichen.

